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POA           

StR           

 
Sachverhalt (kurz): 
Durch Vertrag aus dem Jahre 1966 stellt die Stadt Nürnberg dem Träger des Freiwilligen sozialen 
Jahres, Internationaler Bund e.V., Einsatzstellen zur Verfügung. Nach Feststellung der 
Finanzverwaltung führt die bisherige Verfahrensweise, dass nur ein Vertrag zwischen Träger und 
Teilnehmer abgeschlossen wird, der Einsatz aber bei einem Dritten erfolgt, zu einer 
umsatzsteuerpflichtigen Personalgestellung. Der Gesetzgeber hat deshalb die Möglichkeit geschaffen, 
durch einen Vertrag zwischen Träger, Einsatzstelle und Teilnehmer/in die Umsatzsteuerpflicht zu 
vermeiden bzw. die Höhe der anfallenden Umsatzsteuer zu vermindern. Gleichzeitig hat der 
Gesetzgeber die Freiwilligendienste stärker als Lerndienst ausgestaltet, eine zeitliche Flexibilisierung 
eingeführt und insbesondere die Beitragspflicht zur Unfallversicherung klargestellt. 
 
Vor diesem Hintergrund hat der Internationale Bund e. V. vorgeschlagen, die Vereinbarung aus dem 
Jahre 1966 an die neue gesetzliche Situation anzupassen. Mit dem Vorschlag ist Ref. V 
einverstanden. Die Kosten für das Freiwillige soziale Jahr haben sich hierdurch um die Umsatzsteuer 
von 2,85 Euro pro Monat und Person erhöht. Die Einrichtungen finanzieren das freiwillige soziale Jahr 
aus dem zur Verfügung gestellten Budget. 
 
Beschluss-/Gutachtenvorschlag: 
siehe Beilage 

1a. Finanzielle Auswirkungen: 

  Nein  
 

  
 

Noch offen, weil 
      

  Ja  

Kosten: 

  noch nicht bezifferbar 

NürnbergNürnberg



Gesamtkosten       € Folgekosten pro Jahr davon pro Jahr X  

davon investiv       €   begrenzter Zeitraum Sachkosten       € 

davon konsumtiv       €   dauerhaft Personalkosten       € 

 

1b. Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen sind bereitgestellt: 

    Nein Abstimmung mit Stk (siehe Punkt 4) erforderlich 

  Ja Betrag:       € Profitcenter/Investitionsauftrag:       

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein  

  Ja im Umfang von       Vollkraftstellen (weiter bei 2b) 
 

2b. Deckung vorhanden: 

  Nein Abstimmung mit OrgA (siehe Punkt 4) erforderlich 

  Ja Stellen-Nr.       
 

3.a Prüfung der Genderrelevanz durchgeführt: 

  Nein  

  Ja  
 

3.b Geschlechterrelevante Auswirkungen: 

  Nein  

  Ja siehe Anlagen 

4. Abstimmung ist erfolgt mit: 

 

   

 

Ref. I / OrgA 

 

  Deckungsvorschlag akzeptiert 

  keine Stellendeckung vorhanden 

  Einbringung in das Stellenschaffungsverfahren 

 

   

 

Ref. II / Stk 

 

  Deckungsvorschlag akzeptiert 

  keine Haushaltsmittel vorhanden 

  Ein Finanzierungsvorschlag ist noch zu erarbeiten 

 

   

 

Ref. V 

 
 
  II.   Herrn OBM      
 
 III.   Ref. I/PA 

 
Nürnberg, 02.05.2011 
Referat für  Allgemeine Verwaltung 
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